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Tagesordnungspunkt 1: 

Unterrichtung durch die Landesregierung zur 

Neuordnung des Geschäftsbereichs des Kul-

tusministeriums durch Frau Staatssekretärin 

Willamowius 

 

Unterrichtung 

StS'in Willamowius (MK): Haben Sie vielen Dank 

für die Möglichkeit, Ihnen heute erneut über den 

aktuellen Stand und die Perspektiven des Verän-

derungsprozesses zur Neuordnung des Ge-

schäftsbereichs des Kultusministeriums berichten 

zu können. Nur zur Erinnerung: Über den Ur-

sprung und den Verlauf des Veränderungspro-

zesses, die Ziele, die wir damit verfolgen, und 

auch die konkreten Aufgaben, die wir in diesem 

Prozess bearbeiten, habe ich den Kultusaus-

schuss am 30. Januar 2020 ausführlich unterrich-

tet. 

Was ist seitdem erreicht worden? - Das Beteili-

gungs-Projekt zur Neuordnung wurde zwischen-

zeitlich am 30. November 2020 planmäßig abge-

schlossen. Dies ist uns trotz der vielfältigen Her-

ausforderungen durch die Corona-Pandemie ge-

lungen. Darüber bin ich sehr dankbar. Rund 160 

Kolleginnen und Kollegen aus dem gesamten 

Geschäftsbereich haben ihre Kompetenzen en-

gagiert eingebracht und gemeinsam Ideen sowie 

Vorschläge für zweckmäßige Veränderungen 

entwickelt. 

Zahlreiche Maßnahmen konnten bereits parallel 

zum Projekt und dessen Empfehlungen umge-

setzt werden. Dazu gehörten natürlich in erster 

Linie die Ergebnisse, die für den planmäßigen 

Start der Regionalen Landesämter für Schule und 

Bildung am 1. Dezember 2020 erforderlich waren. 

Die Herstellung der Arbeitsfähigkeit betraf die 

großen Bereiche Organisation, Haushalt und Per-

sonal. Es ging dabei z. B. um Stellenverlagerun-

gen, den Aufbau der Dezernate für zentrale Auf-

gaben, entsprechende Gremien- und Fachbeauf-

tragungen sowie differenzierte Aufgabendefinitio-

nen. 

Wir haben Ihnen einen Zwischenbericht mitge-

bracht, der diesen innerorganisatorischen Verän-

derungsprozess anschaulich machen soll. Ich hof-

fe, dass dieser auch den Mehrwert veranschau-

licht, den wir mit den Maßnahmen erzielen. 

Der politische Auftrag war, die Landesschulbe-

hörde als Dienstleister für die Schulen neu zu or-

ganisieren und serviceorientiert weiterzuentwi-

ckeln, die Anbindung an das Kultusministerium zu 

verbessern und zusätzlich zu prüfen, welche Auf-

gaben zentral und welche Aufgaben regional zu 

leisten sind. Diesem Auftrag sind wir - wie die 

Zwischenbilanz darlegt - auch bereits umfang-

reich nachgekommen. 

Zudem war auch eine Änderung des Schulgeset-

zes und weiterer Gesetze notwendig. Ich danke 

Ihnen diesbezüglich für die guten und schnellen 

Beratungen, die uns eine zeitnahe Umsetzung 

des entsprechenden Kabinettsbeschlusses er-

möglicht haben. 

Für die Schulen und Studienseminare gilt aller-

dings bei allen notwendigen innerorganisatori-

schen Veränderungen, dass sie ihre gewohnten 

Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner vor 

Ort behalten. Zusätzlich gibt es auch neue An-

laufstellen. Im RLSB Lüneburg wurde ein Fachbe-

reich für „Anerkennungsverfahren von ausländi-

schen Bildungsabschlüssen“ eingerichtet. Hier 

findet sich von nun an die zentrale landesweite 

Anerkennungsstelle für ausländische Schulab-

schlüsse (ZAST) in Niedersachsen. Die Aufgaben 

werden in diesem Bereich gebündelt, die Schulen 

von umfangreicher Prüfung entlastet und die An-

erkennung erleichtert. 

Das trifft auch auf die Koordinierungsstelle Be-

rufsorientierung zu. Sie wurde aus dem MK an 

das RLSB Hannover verlagert und wird dort ope-

rativ „aus einer Hand“ fortgeführt. Dies soll im Er-

gebnis dazu führen, die Antragstellung auf finan-

zielle Förderung zu erleichtern und damit zu ver-

kürzen. 

Eine Besonderheit im RLSB Hannover ist zudem 

das neu eingerichtete Dezernat „Frühkindliche 

Bildung“. Es besteht aus dem Fachbereich II des 

Landesjugendamtes (Tageseinrichtungen und 

Tagespflege für Kinder), vormals im MK angesie-

delt, und dem Fachbereich III des Landesjugend-

amtes (Finanzhilfe und Förderprogramme der 

Kindertagesbetreuung). Die Verzahnung von Ta-

gespflege und Finanzhilfe verspricht Synergien 

und eine schnellere und effektivere Bearbeitung 

von Anträgen. 

Im Gegenzug zur Verlagerung operativer Aufga-

ben in den nachgeordneten Bereich haben wir die 

Steuerungseinheit im MK ausgebaut. Durch die 

Einrichtung des Referates S in Abteilung 1 des 
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Kultusministeriums im Juli 2020 konnte eine wich-

tige Rahmensetzung für künftige Entwicklungen in 

Bezug auf die Steuerung und Koordinierung des 

Geschäftsbereichs geschaffen werden. Ich freue 

mich, dass mittlerweile auch die Referatsleitung 

erfolgreich besetzt und mit Herrn Sidortschuk hier 

eine erfahrene Persönlichkeit für diese wichtige 

Aufgabe gewonnen werden konnte. 

Insgesamt sind wir hinsichtlich der grundsätzli-

chen Zielsetzungen, bei den landesweiten Aufga-

ben eine stärkere Steuerung durch das MK zu 

gewährleisten und dem nachgeordneten Bereich 

zugleich bei der Lösung regionaler Herausforde-

rungen mehr Eigenverantwortung zu geben, ein 

gutes Stück vorangekommen. 

Ein wesentlicher Fortschritt ist in diesem Zusam-

menhang die stärkere Zusammenarbeit von MK, 

Regionalen Landesämtern und dem Niedersäch-

sischem Landesinstitut für schulische Qualitäts-

entwicklung (NLQ). Dahinter steht die klare Missi-

on, gemeinsam als moderne Verwaltung gute Bil-

dung in Niedersachsen zu ermöglichen. Zusam-

men soll erreicht werden, dass die Schulen, Stu-

dienseminare und auch Kitas bei der Erfüllung ih-

rer Aufgaben durch optimierte Strukturen und Ar-

beitsprozesse im Geschäftsbereich besser unter-

stützt werden und die Beratungsangebote ver-

stärkt auf die Bedarfe eingehen können. 

Für eine strukturierte Abstimmung mit dem nach-

geordneten Bereich haben wir auch unsere 

Kommunikationsroutinen geschärft. Monatlich fin-

den thematische und terminliche Abstimmungen 

sowie Austausche über steuerungsrelevante 

Themen zwischen allen Behörden des Ge-

schäftsbereichs, also MK, NLQ und RLSB, statt. 

Sie sehen also - und das lassen Sie mich im 

Rückblick auf die Landtagsdebatte im Dezember 

richtigstellen: Es gibt einen sehr regelmäßigen 

Kommunikationsfluss zwischen den Behörden. 

Im Folgenden wird Ihnen zunächst Frau Wenzel, 

Abteilungsleiterin 1 und Projektgruppenleiterin im 

abgeschlossenen Projekt zur Neuordnung, die Bi-

lanz des Beteiligungsprojektes genauer vorstel-

len. Anschließend geht Frau Baden, Leiterin des 

Referates 41 und Verantwortliche des Handlungs-

feldes 3, auf das Thema Beratung und Unterstüt-

zung ein. Danach werde ich Ihnen einen Ausblick 

auf den weiteren Veränderungsprozess geben. 

MD’in Wenzel (MK): Zunächst möchte ich Ihnen 

einen kurzen Überblick über den Projektverlauf 

geben und damit auch Hintergründe des Projekt-

managements erläutern. 

Zur Projektumsetzung wurden Projektziele und 

zentrale Vorgaben aufgestellt, eine Projektstruktur 

aufgesetzt, zu der Handlungsfelder mit Arbeitspa-

keten, Aufgaben sowie spezifischen Zielen und 

Vorgaben abgeleitet wurden, und zur Definition 

des zeitlichen Ablaufs ein Meilensteinplan mit de-

finierten Lieferleistungen festgelegt. 

In der Rolle als externer beauftragter Projektcon-

troller hat KPMG die Konzeption und Initialisie-

rung des Projektaufsatzes unterstützt und darauf 

das Projektcontrolling ausgerichtet. Es sollten 

professionelle, schlanke und effiziente Projekt-

management- und Controlling-Strukturen aufge-

setzt werden, um das komplexe Projekt zur Neu-

ordnung des Geschäftsbereichs für die Projektlei-

tung steuerungsfähig zu halten. 

Während des 12-monatigen Projekts wurde mit 

Vertreterinnen und Vertretern aus allen im Ge-

schäftsbereich beteiligten Behörden, also dem 

MK, der damaligen NLSchB und dem NLQ, an 28 

Arbeitspaketen in 5 Handlungsfeldern gearbeitet. 

Die Gremien, also der HPR, der SHPR, die 

Gleichstellungsbeauftragte und die Schwerbehin-

dertenvertretung waren kontinuierlich beteiligt und 

haben aktiv in den Arbeitspaketen und auch in 

der Projektgruppe mitgewirkt. 

Kommunikationsroutinen und abgestimmte Be-

richtswege haben den Informationsaustausch und 

die Entscheidungsfindung innerhalb des Projek-

tes und des Hauses sichergestellt. Neben infor-

mellen Abstimmungen zwischen den einzelnen 

Personen im Projekt gab es folgende formelle 

Kommunikations- und Entscheidungsgremien: die 

Lenkungsgruppensitzung, die Projektgruppensit-

zung und das  wöchentliche Statusmeeting zwi-

schen Projektleitung, Projektmanagement und 

Handlungsfeldverantwortlichen. 

Darüber hinaus gab es in den einzelnen Hand-

lungsfeldern themenspezifische Austauschforma-

te, die individuell durch die Handlungsfeldverant-

wortlichen oder Arbeitspaketverantwortlichen ge-

steuert und terminiert wurden. Im Rahmen der in-

terdisziplinären Zusammenarbeit zwischen den 

einzelnen Handlungsfeldern und Arbeitspaketen 

gab es bei Bedarf Workshops zur Vertiefung von 

Schnittstellenthemen oder handlungsfeldübergrei-

fenden Fragestellungen. 
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Das Berichtswesen bestand im Wesentlichen aus 

der Berichterstattung in den definierten Kommu-

nikationsroutinen und Gremien. Darüber hinaus 

wurden die Handlungsfeldverantwortlichen ange-

halten, einen monatlichen Statusbericht bei der 

Projektleitung bzw. beim Projektmanagement ein-

zureichen, aus dem der Status bzw. der Fort-

schritt, die offenen Punkte, die Abhängigkeiten 

und die Risiken ersichtlich wurden. 

Die wesentlichen Bestandteile des Projektcontrol-

lings waren der Projektplan und der Meilenstein-

plan. Der Projektplan wurde durch das Projekt-

managementoffice des MK gepflegt und neben 

weiteren projektrelevanten Informationen auf ei-

nem zentralen Laufwerk den Projektbeteiligten 

zur Verfügung gestellt. Anhand der monatlichen 

Statusberichte der Handlungsfelder konnte der 

aktuelle Bearbeitungsstand durch das Projektma-

nagementoffice in den Projektplan übertragen 

werden. Mit dem Projektcontrolling wurde eine 

unabhängige beratende und überprüfende Stelle 

eingerichtet. 

Darüber hinaus hat das Projekt durch einen be-

gleitenden Beirat und einen einmalig durchgeführ-

ten Innovationsworkshop inhaltlichen und fachli-

chen Input „aus der täglichen Praxis“ von den 

letztlich betroffenen Interessen- bzw. Anspruchs-

gruppen, wie z. B. den Schulen, erhalten. Gerade 

die Rückkoppelung mit dem Beirat hat zu wesent-

lichen Impulsen aus der Praxis geführt, insbeson-

dere im Handlungsfeld 3 - Verbesserung des Be-

ratungs- und Unterstützungssystems. 

Nach der Vorbereitungsphase begannen die 

Handlungsfelder nach der Weihnachtspause mit 

den ersten Arbeitsschritten und konnten in den 

ersten Wochen einen guten Arbeitsfortschritt er-

reichen. Die Arbeit in den Handlungsfeldern 

machte aber auch deutlich, dass eine laufende 

inhaltliche Analyse zur Anpassung und Schärfung 

von Zielen und Zeitplan notwendig ist. So wurden 

z. B. zusätzlich Workshops angeboten zum Risi-

komanagement und zum Verständnis der Schnitt-

stellen und zentralen Vorgaben im Handlungs-

feld 3. 

Die Corona-Pandemie hatte durchaus erhebliche 

Auswirkungen auf das Projekt und die einzelnen 

Mitarbeitenden. Bisher geplante Arbeitssitzungen 

mussten umorganisiert werden, technische Vo-

raussetzungen für online-basierte Besprechungen 

mussten geschaffen werden, der Austausch und 

die Formate veränderten sich, neue Arbeitsforma-

te mussten gefunden, neue Wege der Zusam-

menarbeit definiert werden und das bei einer zu-

sätzlich bestehenden Arbeitsbelastung der Mit-

wirkenden. Neben einer Verschlankung der Pro-

jektarchitektur führte auch eine Anpassung des 

Projektumfangs auf die notwendigen Ergebnisse 

zu einer Fokussierung und ermöglichte eine zeit-

plangerechte Erreichung der Meilensteine. 

Gegen Ende des Projektes lag die besondere 

Aufmerksamkeit auf dem neu eingerichteten 

Handlungsfeld 1.6 „Detailplanung zum Aufbau der 

RLSB“ und der Zielerreichung und Lieferleistung 

im Handlungsfeld 3. 

Welches sind die wesentlichen Ergebnisse, die 

erreicht werden konnten? - Neben den bereits 

von Frau Staatssekretärin genannten Punkten 

• des planmäßigen Starts der Regionalen Lan-

desämter für Schule und Bildung am 1. De-

zember 2020 und der Herstellung der Arbeits-

fähigkeit, 

• der Einrichtung des Fachbereichs für „Aner-

kennungsverfahren von ausländischen Bil-

dungsabschlüssen“ in der RLSB Lüneburg, 

• des Dezernats „Frühkindliche Bildung“ in der 

RLSB Hannover und 

• des Referates S im MK sowie 

• der Sicherstellung eines sehr regelmäßigen 

Kommunikationsflusses zwischen den Behör-

den durch entsprechende Kommunikations-

routinen 

sind zu nennen: 

• Die fachlich-inhaltliche Steuerung der Versor-

gung der Schulen mit lehrendem und nichtleh-

rendem Personal wird im MK wahrgenommen, 

die Unterrichtsversorgung also direkt und mit 

kurzen Entscheidungswegen gesteuert. 

• Die Beratung und Unterstützung für Schulen 

und Studienseminare wird durch ein optimier-

tes Zusammenwirken und Verzahnen der Be-

ratungsgruppen NLQ und RLSB qualitativ und 

im Service verbessert. Eine Verzahnung von 

Beratungs- und Fortbildungsbedarf wird zu-

gleich Synergieeffekte für die Lehrkräftefort- 

und -weiterbildung erzielen. 

• Durch eine landesweite Konzentration der 

Auswahlverfahren im MK wird eine landeswei-

te Steuerung des Einsatzes in der Schulauf-
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sicht sowie eine Umsteuerung von Ressour-

cen zwischen den Behörden effektiver mög-

lich. 

• Durch ein einheitliches Personalmanagement-

konzept im gesamten Geschäftsbereich wer-

den Maßnahmen zur Personalentwicklung, 

Personalgewinnung effektiv gesteuert und ko-

ordiniert. Der „Geschäftsbereich MK“ tritt nach 

außen einheitlich auf und wird für die Perso-

nalgewinnung gestärkt. 

• Die zentrale Steuerung der Presse- und Öf-

fentlichkeitsarbeit mit Ansprechpersonen in al-

len RLSB und dem NLQ, einem einheitlichen 

Internetauftritt und einem Corporate Design 

führt neben einem besseren Wiedererken-

nungswert zu mehr Transparenz 

• sowie zu einer besseren Übersichtlichkeit und 

insgesamt einem leichteren Zugang. 

Vieles ist erreicht, Folgeschritte müssen noch ge-

gangen werden, um den Prozess der Neuord-

nung erfolgreich weiterzuführen. Es bleibt ein 

langfristiger Veränderungsprozess. 

Dazu einige Stichworte für Arbeitspakete, die fol-

gen werden: 

• Personalmanagementkonzept für das Perso-

nal in Schulen und Studienseminaren sowie 

für das Behördenpersonal im Rahmen eines 

Gesamtkonzeptes finalisieren 

• Steuerung der Studienseminare optimieren 

• ein gemeinsames Bildungsportal erstellen 

• die Implementierung eines Geschäftspro-

zessmanagements 

Wie bereits im Projekt wird der Schwerpunkt auf 

der Weiterarbeit und der Umsetzung des Auftrags 

zur Neuausrichtung des BuU-Systems liegen, der 

auch die Verzahnung mit dem NLQ in den Blick 

nehmen und mögliche neue Schwerpunkte entwi-

ckeln wird. 

MR’in Baden (MK): Ich möchte an die Ausführun-

gen meiner Vorrednerinnen anknüpfen und Sie 

über die umfangreiche Arbeit in dem Projekt Neu-

ordnung Geschäftsbereich MK, dabei im Schwer-

punkt Qualitätsmanagement und Verbesserung 

der Qualität der Unterstützungsleistungen für die 

Schulen und Studienseminare unterrichten. Zu 

diesem Thema haben aus allen Behörden - NLQ, 

damalige Landesschulbehörde und MK - über 70 

Personen, aufgeteilt in 6 Arbeitsfelder, über 11 

Monate gearbeitet. Beteiligt waren auch durch-

gängig die Personalvertretungen. 

In dieser Zeit haben uns nach ca. 12 Wochen in-

tensiver Arbeit sieben Monate lang die Corona-

Bedingungen begleitet, d. h. ausgesetzte Präsen-

zen im Lockdown, Kommunikation und Austausch 

teilweise nur online, und - neben den sich in einer 

Vielzahl adhoc ergebenen Regelungsbedingun-

gen für den Schulbetrieb - die Analyse, wo und 

wie die Beratungs- und Unterstützungssysteme 

der zukünftigen Behörden für die Abnehmerinnen 

und Abnehmer verbessert werden können. Die 

Schwerpunkte in den Handlungsfeldern 

• Steuerung und Optimierung der Beratungs- 

und Unterstützungsangebote,  

• Schulaufsicht,  

• Lehrkräfteausbildung,  

• Lehrkräftefort- und -weiterbildung,  

• Nahtstellenmanagement in ausgewählten Be-

reichen und 

• schulfachliche Steuerung 

wurden mit jeweiligen zugeordneten Aufgaben 

bearbeitet. In den sechs Arbeitspaketen wurden 

parallel die jeweiligen Kernpunkte zuerst analy-

siert, eine Bestandaufnahme gemacht und eine 

Zusammenführung der Beratungsangebote der 

unterschiedlichen Behörden vorgenommen. 

Die Beratungs- und Unterstützungssysteme der 

Behörden im Geschäftsbereich MK umfassen da-

bei die Beratungs- und Unterstützungsangebote 

der jetzigen Regionalen Landesämter für Schule 

und Bildung, das NLQ und MK. Das sind zusam-

mengefasst: Die Beratung im Rahmen der Unter-

richtsentwicklung/Unterrichtsqualität und die Fä-

cher mit der schulfachlichen Beratung für die 

Grund-, Haupt-, Real-, Förder- und Oberschulen 

sowie Gymnasien, Integrierte Gesamtschulen und 

berufsbildende Schulen. Dazu kommen die Schul-

formübergreifenden Angebote, wie z. B. Schulbib-

liothek und Leseförderung, Schulsport, die Regi-

on und die Sprachen Niederdeutsch und Sater-

friesisch, Prävention und Leseförderung.  

Auch im Rahmen der Schulentwicklung und 

Schulqualität werden Schulen und Schulträger in 

16 unterschiedlichen Feldern mit zum Teil weite-
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ren Ausdifferenzierungen fachlich versiert bera-

ten. Hier finden sich z. B. die Beratung von Schü-

lervertretungen, Beratung in Fragen von Neubau- 

und Umbaumaßnahmen, der Berufsorientierung, 

der schulischen Sozialarbeit, der Sprachbildung 

und interkulturellen Bildung oder der Schulent-

wicklungsberatung, die sich allein in zehn Bera-

tungsfeldern identifizieren ließ. 

Der Umfang der pädagogischen und psychologi-

schen Unterstützung umfasst die Fachberatung 

Sonderpädagogische Förderung und Inklusion, 

RZI und Schulpsychologie oder die Beratung zur 

Begabungsförderung. Auch die Beratung in Fra-

gen der europäischen und internationalen Koope-

rationen und Beratungen des Personals an Schu-

len und Studienseminaren in Fragen des Arbeits- 

und Gesundheitsmanagements, die Evaluation 

und ein - wie Sie sich vorstellen können - ganz 

aktuell sehr beanspruchter Beratungsbereich zu 

den Informationstechnologien und der Medienbe-

ratung sind zu nennen. 

Die in den verschiedenen Arbeitspaketen erarbei-

teten Zwischenstände wurden laufend durch die 

Leitungen miteinander abgeglichen, erweitert, 

angepasst und konkretisiert, um die Erkenntnisse 

für die weitere Bearbeitung und eine gemeinsame 

Lösung abzustimmen. Da Qualitätsmanagement 

und die Verbesserung der Qualität der Unterstüt-

zungsleistungen nicht losgelöst von den anderen 

Handlungsfeldern zu betrachten sind, wurden die 

Ergebnisse laufend in Zusammenarbeit mit ande-

ren Handlungsfeldern abgeglichen und auf Stim-

migkeit überprüft. 

Zu welchen Ergebnissen ist das Handlungsfeld 

aber gekommen? - Die Empfehlungen der Pro-

jektteilgruppe zur Neuausrichtung des Beratungs- 

und Unterstützungssystems beziehen sich auf 

sieben zentrale Aspekte: 

- Kundenfreundlichkeit 

- Erreichbarkeit  

- Regionalität - Präsenz in der Fläche  

- Zentrale Ansprechpersonen 

- mehrdimensionale Beratung 

- Multiprofessionalität 

- Anfragen durch Lehrkräfte, Schülerinnen und 

Schüler, Erziehungsberechtigte 

Ich erläutere diese Aspekte gleich im Einzelnen, 

möchte aber vorab deutlich machen, dass alle Ak-

teurinnen und Akteure in dem Handlungsfeld mit 

dem Ziel einer besseren Dienstleistung für die 

Abnehmer in Schule - also Schülerinnen und 

Schüler, Schulleitungen, Lehrkräfte, Mitarbeitende 

an Schule und Erziehungsberechtigte - sowie die 

Wirkenden in den Studienseminaren gearbeitet 

haben. Bereits Gutes wurde dabei ebenso bestä-

tigt wie Empfehlungen für Neuerungen formuliert. 

Die Professionalität einzelner Beratungsgruppen 

wurde nicht in Frage gestellt, aber es wurden in 

der Aufgabenkritik gegebenenfalls Doppelungen 

in Beratungsstrukturen oder Beratungsbedarf und 

eingesetzte Ressource betrachtet. 

Nun aber weiter zu den Empfehlungen des Hand-

lungsfeldes. Kundenfreundlichkeit und Erreich-

barkeit sind die wohl wichtigsten Aspekte in die-

sem Kontext, denn hier zeigt sich auf der direkten 

Ebene die Qualität einer Dienstleistung. Die Emp-

fehlung sieht deshalb vor, die Kundenfreundlich-

keit dadurch zu erhöhen, dass die Servicestellen 

in den Regionalen Landesämtern neu ausgerich-

tet werden und der Workflow vom Eingang einer 

Anfrage zur Bearbeitung verändert wird. 

Abnehmerinnen und Abnehmer erhalten zeitnah 

Rückmeldungen und werden über die zuständi-

gen Bearbeitungsebenen informiert. Die Abneh-

merinnen und Abnehmer haben dabei auch die 

Möglichkeit, den Wunsch der Beratung frei von 

Schulaufsicht zu formulieren, auch das würde neu 

sein. Auch können Abnehmerinnen und Abneh-

mer direkte Anfragen an die zuständigen 

Schuldezernentinnen und Schuldezernenten stel-

len und an sogenannte regionale Teams. 

Die Frage der Erreichbarkeit schließt hier unmit-

telbar an. Dazu wird das BuU-Portal angepasst, 

um, erstens, barrierearmer die zuständige Bera-

tung anzufordern, zweitens, die Möglichkeit zu 

eröffnen auch von Lehrkräften direkte Beratungs-

anfragen anzunehmen und, drittens, Beratungs-

anfragen nicht zwingend durch die Schulaufsicht 

bestätigen zu lassen. Die Neuausrichtung der 

Servicestellen zählt dazu, und die Erreichbarkeit 

online, per Telefon, per Post oder persönlich ist 

selbstverständlich. 

Zur Regionalität und Präsenz in der Fläche wird 

empfohlen, feste Beratungsteams für eine Region 

aus verschiedenen Beratungsgruppen zu bilden. 

Diese würden sich aus Beraterinnen und Beratern 

verschiedener Professionen und aus verschiede-
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nen Organisationen bilden. Abnehmerinnen und 

Abnehmer einer Region wüssten dann, wer in Be-

ratungsfragen ansprechbar und zuständig ist. 

Kundenfreundlichkeit und Erreichbarkeit wären 

damit erhöht, aber auch das Wissen über eine 

Region. Sie wären „nah dran“ am Schulgesche-

hen und ermöglichten die Verzahnung der Akteu-

re vor Ort. 

Dabei - das zeigt uns die Organisation der 

Corona-Bedingungen - können regionale Beson-

derheiten beachtet werden. Um Ihnen ein Beispiel 

zu nennen: Wenn aktuell der Distanzunterricht in 

einer Schule zu organisieren ist und diese Schule 

noch nicht sehr weit ist mit ihren online-

Angeboten, weil sie vielleicht erst seit kurzer Zeit 

einen sehr leistungsfähigen Netzzugang hat, oder 

der Schule Ideen zur Umsetzbarkeit fehlen, wird 

sich die Unterstützung dieser Schule auf organi-

satorische Fragen ausrichten: Wer ist wann in der 

Schule? Wie können die Lehrkräfte hier in guten 

Teams den Wechsel ermöglichen, usw. Das sind 

Fragen, die von Schulleitungen und Lehrkräfte-

teams zu organisieren sind. Aber auch: Wie ist 

mein Unterricht didaktisch und methodisch in z. B. 

ein Online-Format zu übertragen? Hier wären 

mindestens Beratungen durch Fachberatungen 

und Medienberatung gefragt. 

Des Weiteren müssen Kinder und Jugendliche 

über die Beziehungsarbeit der Lehrkräfte dabei-

bleiben und dürfen nicht verlorengehen; hier ist 

die Schulsozialarbeit und Schulpsychologie ge-

fragt. Wenn Lehrkräfte zu vulnerablen Gruppen 

gehören und daher nur eingeschränkt eingesetzt 

werden können, erfordert dies gegebenenfalls 

Unterstützung durch den Arbeits- und Gesund-

heitsschutz. Und all die rechtlichen Fragestellun-

gen hierzu gilt es auch zu betrachten. 

Sie sehen, eine Veränderung des Unterrichts hin 

zu Distanzunterricht kann zum einen nicht eindi-

mensional gelöst werden und zum anderen nicht 

genau gleich für jede Schule oder jedes Studien-

seminar an jedem Ort. Die Grundsätze hierfür und 

die Rahmenbedingungen sind landesweit festzu-

legen, aber die Ausgestaltung ist auf der Grund-

lage rechtlicher Rahmen - zumindest bei den 

Corona-Maßnahmen - zum Teil sehr unterschied-

lich. Eine Veränderung von Unterricht, als Bei-

spiel für Beratungsbedarfe, ist eben nicht eindi-

mensional, sondern eigentlich immer mehrdimen-

sional zu betrachten. 

Und somit bestätigen die Erfahrungen des Schul-

betriebs unter Corona-Bedingungen eine weitere 

Empfehlung, nämlich die mehrdimensionale Bera-

tung. Durch das Zusammenwirken der unter-

schiedlichen Beratungsgruppen auf regionaler 

Ebene wird durch das Handlungsfeld ein deutli-

cher Mehrgewinn in der Beratungsqualität aus-

gemacht. Auch wenn sie jetzt schon passiert, ist 

sie in den Verantwortlichkeiten bisher nicht 

durchgängig strukturell verankert. 

Ebenfalls einher geht hiermit die Multiprofessiona-

lität. Die Empfehlung lautet hier: ein Zusammen-

wirken von Schulentwicklung, Fachberatung Un-

terrichtsqualität, QM-Prozessbegleitung, Fokus-

evaluation und Schulpsychologie - also auch be-

hördenübergreifend, damit die Beratungsleistun-

gen aufeinander abgestimmt und miteinander 

verzahnt werden, hier zwischen RLSB, NLQ und 

der Steuerung durch MK. 

Und der letzte zentrale Aspekt, ich hatte es unter 

den Ausführungen zu Änderungen des BuU-

Portals bereits erwähnt, ist die Empfehlung, zu-

künftig auch Lehrkräften direkte Anfragen bei den 

Beratergruppen über das Portal BuU zu ermögli-

chen. Das gesamte System der Beratung und Un-

terstützung sollte zukünftig mit einer Wirkungs-

evaluation regelmäßig überprüft werden, um 

nutzbringend, aktuell und adressatengerecht ge-

halten zu werden. 

Innerhalb der Bearbeitung im Handlungsfeld zeig-

te sich besonders die enge Verwobenheit der Be-

ratungs- und Unterstützungssysteme mit der 

Schulaufsicht. Dem Anliegen, Beratung und Un-

terstützung für - insbesondere Schulen - auch 

unabhängig von der Schulaufsicht zu ermögli-

chen, hat eindeutig einen großen Raum in der 

Diskussion eingenommen. Ich kann aber sagen, 

es ist gelungen, diesen Knoten zu durchschlagen 

und Wege zu finden, wie auch eine Beratung oh-

ne Einbindung der Schulaufsicht ermöglicht wer-

den kann. Es sind auch hier Vorschläge für Ver-

änderungen im Workflow gemacht, die auf An-

passungen im Beratungs- und Unterstützungssys-

tem reagieren, damit gesichert ist, dass die 

Schulaufsicht weiterhin alle nötigen Informationen 

über eine Schule erhält und die Eigenverantwort-

lichen Schulen weiterhin fachlich sicher und quali-

tativ hoch in der Fach-, Rechts- und Dienstauf-

sicht beraten werden, auch gegenüber dem 

Schulträger und Trägern freier Schulen. 

Im Mittelpunkt der Arbeit zur Schulaufsicht stan-

den Fragen zur Transparenz gegenüber Schulen 

und Schulträgern (damit auch Schulen in freier 

Trägerschaft), Notwendigkeiten in der Qualifizie-
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rung von Schulleitungen, um eine Eigenverant-

wortliche Schule pädagogisch, rechtlich und per-

sonell zu leiten. So wird z. B. empfohlen, FAQs 

einzurichten, wie sie aktuell zu Corona-Fragen zu 

finden sind, um die Schulöffentlichkeit über recht-

liche Fragestellungen, die häufiger nachgefragt 

werden, zu informieren. Dies entlastet gegebe-

nenfalls auch die Anfragen und ist ein eher tief-

hängendes Ziel und ein vermutlich zügig umsetz-

bares Vorhaben. Auch für die Schulaufsicht wur-

de die nach § 32 NSchG auszuübende Aufsicht 

mit einer dienstleistungsorientierten Haltung ge-

genüber Abnehmerinnen und Abnehmern ins 

Zentrum gerückt, ohne die Interventionsrechte 

des Staates zu vernachlässigen, und auch ein re-

gional vernetztes Agieren wurde empfohlen. 

Die Zwischenergebnisse der unterschiedlichen 

Arbeitsgruppen wurden im Verlauf dieses Beteili-

gungsprojektes auch dem Beirat vorgestellt, der, 

besetzt aus Abnehmerinnen und Abnehmern wie 

Schulleitungen, Lehrkräften, Kita-Leitungen, El-

tern- und Schülervertretungen, die Ergebnisse kri-

tisch betrachtet und eigene Positionen und Vor-

stellungen in die Arbeitspakete eingespielt hat. 

Für den Schwerpunkt BuU wurde dreimal im Ver-

lauf des Projektes diese Möglichkeit genutzt, über 

den Fortschritt zu berichten und die Ergebnisse 

zur Diskussion zu stellen. Die Diskussionsergeb-

nisse aus dem Beirat wurden direkt aufgenom-

men und in die weitere Arbeit eingespielt. In der 

letzten Beiratssitzung im Projektverlauf konnten 

die gefertigten Empfehlungen vorgestellt werden 

und fanden eine sehr gute und lobende Reso-

nanz durch die Abnehmerinnen und Abnehmer. 

Der Beirat wird auch zukünftig noch im Nachgang 

des Projekts, bezogen auf das Gesamtvorhaben 

zur Neuordnung, als „kritischer Freund“ dem Kul-

tusministerium zur Seite stehen und in Diskussi-

onsprozesse eingebunden, z. B. auch bei mögli-

chen Umsetzungen eben genannter Empfehlun-

gen. Hier ein Gremium zu haben, das neben Ver-

bandsvertretungen die Seite der Abnehmerinnen 

und Abnehmer spiegelt, ist ein deutlicher Mehr-

gewinn. 

Frau Wenzel hat bereits darauf hingewiesen, 

dass die Projektergebnisse aus dem Handlungs-

feld Qualitätsmanagement und Verbesserung der 

Qualität der Unterstützungsleistungen noch nicht 

zur Umsetzung in die zuständigen Stellen gege-

ben wurden. Hier stellt sich somit die Frage: Wie 

jetzt weiter? Dazu wurde zum 1. Dezember 2020 

eine Kollegin des RLSB Hannover mit einem hal-

ben Stellenanteil beauftragt, die Projektergebnis-

se auszuwerten und konkrete Umsetzungsvor-

schläge zu erarbeiten. Hier ist es die Aufgabe, 

konkrete Maßnahmen für die Empfehlungen zu 

beschreiben. Diese zielen ab auf die Zusammen-

arbeit der Akteure im Hinblick auf Zuständigkei-

ten, Verantwortlichkeiten und Kommunikation so-

wie Entscheidungsroutinen auf der regionalen 

Ebene. 

Die Zielsetzungen der spürbaren Verbesserung 

für die Abnehmerinnen und Abnehmer durch 

niedrigschwellige und barrierearme Zugänge, ei-

ne transparente und übersichtliche Darstellung 

der Angebote und die Erhöhung der Erreichbar-

keit stehen selbstverständlich weiter im Fokus. 

Dabei ist jetzt herunterzubrechen, wie die dezer-

nats- und behördenübergreifende Arbeit struktu-

riert wird und sich die multiprofessionelle Zusam-

menarbeit der Beratungsgruppen organisatorisch 

abzeichnen kann. 

Die Beraterinnen und Berater sind unterschiedli-

chen Organisationseinheiten und Behörden zu-

geordnet und sollen zukünftig strukturell und nicht 

nur ad hoc in Bearbeitungen eingebunden wer-

den. Es gilt somit jetzt, im „Kleinarbeiten“ der 

Empfehlungen zu klären, wo zukünftig Verant-

wortlichkeiten liegen. Auch müssen Konkretisie-

rungen dahin gehend erfolgen, wie die operative 

Steuerung erfolgen wird, und es müssen Routi-

nen der Entscheidungsfindung beschrieben wer-

den. Diese Aspekte gilt es auch so zu klären, 

dass sie für Abnehmerinnen und Abnehmer eine 

möglichst hohe Transparenz erreichen, um nach-

vollziehbar zu machen: Wer trifft wann welche 

Entscheidung auf welcher Basis? 

Die Ergebnisse der Auswertung und die Umset-

zungsvorschläge werden in drei bis vier Arbeits-

gesprächen mit Mitgliedern aus dem Projekt, MK, 

NLQ und Interessensvertretungen vorgestellt, kri-

tisch reflektiert und gegebenenfalls optimiert. Ab 

dem 1. April 2021 werden die Umsetzungsvor-

schläge zur Realisierung in die zuständigen Refe-

rate, Dezernate und Fachbereiche der verschie-

denen Behörden im Geschäftsbereich gehen. 

StS'in Willamowius (MK): Zum Abschluss möch-

te ich gerne noch den Kontext beschreiben. Der 

gesamte Veränderungsprozess bedeutet Arbeit 

auf zwei Veränderungsebenen. Zum einen geht 

es um die Struktur. Wir versuchen, Veränderun-

gen durch strukturelle und organisatorische Rah-

menbedingungen herbeizuführen. Aber in einer 

Organisation wie dem Geschäftsbereich des MK 

ist auch der Faktor Mensch sehr wichtig. Deshalb 
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ist die zweite Ebene die Haltung, die dahinter 

steht. Durch die direkte Steuerung durch das Kul-

tusministerium im Zwei-Ebenen-System und die 

Gleichrangigkeit der RLSB und des NLQ sind die 

Behörden organisatorisch näher zusammenge-

rückt. Informationen fließen direkt, und ein behör-

denübergreifendes und agiles Arbeiten wird be-

fördert. Wir haben uns Corona sicherlich nicht 

gewünscht, aber die Pandemie hat im Endeffekt 

vieles, was wir uns über die Neuordnung organi-

sieren, schon jetzt erforderlich gemacht. 

Aber Teamarbeit geht nicht ohne die individuelle 

Bereitschaft zur Kooperation aller Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter. Nicht zuletzt hat das ja auch 

etwas mit gegenseitigem Vertrauen zu tun. 

Teamarbeit wird in den zusammengeführten Be-

reichen gelingen, wenn das ‚Dürfen‘ und das 

‚Wollen‘ ineinandergreifen. Bereits im vorgeschal-

teten Projekt zur Neuordnung - mit der von mir 

eingangs erwähnten breiten Beteiligung aus allen 

Behörden im Geschäftsbereich - konnten wir er-

kennen, dass da etwas zusammenwächst, was 

zusammengehört. Dies weiter zu befördern, wird 

unsere Aufgabe in den kommenden Monaten 

sein. 

Darüber hinaus möchten wir, insbesondere natür-

lich in Bezug auf das Thema der Weiterentwick-

lung von Beratung und Unterstützung, politische 

Beteiligung gewährleisten. Ich möchte Ihnen da-

her gerne anbieten, den Kultusausschuss über 

weitere Entwicklungen des Veränderungsprozes-

ses informiert zu halten. Der Zeitraum vor den 

Sommerferien würde sich aus meiner Sicht für ei-

ne erneute Unterrichtung anbieten. Dann liegen - 

wie von Frau Baden eben dargestellt - auch die 

Ergebnisse zum Thema Beratung und Unterstüt-

zung vor. 

 

Aussprache 

Abg. Björn Försterling (FDP): Es ist in der Tat 

begrüßenswert, dass die einzelnen zuständigen 

Behörden zukünftig verstärkt miteinander spre-

chen werden. Ich glaube, das ist ein großer Ge-

winn für alle Beteiligten. 

Wie stellt sich das konkrete Verhältnis zwischen 

Dezernenten und Schulen dar? Wie viele Dezer-

nenten kommen jeweils auf die einzelnen Schu-

len? Wie hat sich dies im Laufe des Prozesses 

verbessert? Von welchen Maßnahmen wurden 

die Dezernenten gegebenenfalls entlastet, um ei-

ne höhere Erreichbarkeit sicherzustellen? Das ist 

ja immer das politische Ziel gewesen. Und es war 

ja auch Gegenstand des Unmutes in den Schu-

len, dass man die Dezernenten nicht entspre-

chend erreicht. Wie sehen die konkreten Verbes-

serungen in dem Verhältnis zwischen den einzel-

nen Dezernenten und den Schulen aus? 

Was hat der Gesamtprozess des Beteiligungsver-

fahrens gekostet? 

Wer ist für das Video „Nightmare on Hans-

Böckler-Allee“ verantwortlich, das am 30. Dezem-

ber veröffentlicht worden ist? Was hat dieses 

wirklich „spannende“ Video denn am Ende gekos-

tet? Es wäre zielführend, wenn man insbesondere 

den Schulen zur Kenntnis gibt, dass man sich für 

dieses Video entschuldigt. Bei allem gut gemein-

ten Beteiligungsprozess hat dieses Video bei vie-

len Schulleitungen in Niedersachsen zu blankem 

Entsetzen geführt. 

Abg. Julia Willie Hamburg (GRÜNE): Auch mich 

würde interessieren, was das von Herrn Förster-

ling genannte Video gekostet hat und wie es zur 

Freigabe dieses Videos kam. Dieses Video hat 

bei den Schulen durchaus für schlechte Stim-

mung gesorgt. Die Corona-Unwägbarkeiten wa-

ren ein riesiger Berg an Arbeit, der zu dem Gefühl 

dazu kam, nicht ausreichend mitgenommen zu 

werden. Auf der anderen Seite wird dann dieses 

inhaltsleere, komische Video verbreitet, mit dem 

niemand etwas anfangen kann, weil sich nieman-

dem erschließt, welche Vorteile aus dieser Um-

strukturierung erwachsen. Dies hat das Video 

überhaupt nicht dargestellt. Es waren sehr viele 

Menschen von diesem Video extrem angefasst. 

Es gab viele Hinweise darauf, was es für Empfeh-

lungen gibt. Welche Empfehlungen machen Sie 

sich als Kultusministerium konkret zu eigen? An 

welchen Empfehlungen werden Sie inhaltlich und 

strukturell arbeiten? Betrifft dies alle Empfehlun-

gen, oder gibt es Dinge, über die im Ministerium 

noch beraten wird, ob sie umgesetzt werden? 

Falls dies noch nicht entschieden wurde, würde 

mich der entsprechende Zeitkorridor interessie-

ren. Dies ist ja nicht irrelevant für die Frage: Was 

kommt am Ende heraus? 

Wie stellen Sie sich die Optimierung konkret vor? 

Sie sagen, dass Sie optimieren und verzahnen 

wollen. Was verstehen Sie konkret darunter? Dies 

ist mir bislang nicht klar geworden. 
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Es gab ferner die Aussage, dass Sie künftig auch 

mehrdimensionale Fortbildungen machen und 

mehrdimensionale Teams bilden wollen. Das fin-

de ich sehr begrüßenswert. Inwiefern denken Sie 

in diesem Zusammenhang auch an schulform-

übergreifende Angebote? Wie werden die IGSsen 

mitgedacht? Erfahrungsgemäß führt dies häufig 

zu einem Problem, weil wir doch immer noch in 

den Kategorien Grundschulen, Hauptschulen, 

Realschulen und Gymnasien denken. 

Glauben Sie ernsthaft, dass sich die Tatsache, 

dass Sie als MK und die Schulbehörden gemein-

sam auftreten, positiv auf die Personalgewinnung 

auswirkt? Wenn Sie diesbezüglich Erkenntnisse 

haben, würde mich interessieren, dass Sie diese 

einmal benennen. Ich denke, dass dies auf die 

Frage, wie viele Lehrkräfte sich in Niedersachsen 

bewerben, keine Auswirkungen hat. 

Sie sagten, das MK steuert künftig die Einstellun-

gen zentral. Können Sie einmal genau beschrei-

ben, wie Sie sich das vorstellen? Ich kann mir 

schwerlich vorstellen, warum das besser laufen 

sollte. 

Sie sagten, dass Sie künftig Beratungen ohne 

Aufsicht ermöglichen wollen, aber dass man sich 

bei den Dezernenten melden soll. Ab dem 1. De-

zember gab es ja zunächst einmal keine Neue-

rung, außer dass Sie eine Umbenennung vorge-

nommen und die Struktur ins Kultusministerium 

gezogen haben. Wie kann schon jetzt Beratung 

ohne Aufsicht umgesetzt werden, bevor Sie an 

den Empfehlungen gearbeitet haben? Die Dezer-

nenten haben natürlich immer das Problem, dass 

sie auch Aufsicht sind. 

StS'in Willamowius (MK): Ich möchte gerne noch 

einmal deutlich machen, was der Auftrag war. Der 

Auftrag war, die Landesschulbehörde neu zu or-

ganisieren, weiterzuentwickeln und die Anbin-

dung an das MK zu verbessern. Dass dies eine 

innerorganisatorische Veränderung vorwegnimmt, 

ist aus meiner Sicht relativ klar. Was wir jetzt mit 

der Zwischenbilanz vorgelegt haben, zeigt sehr 

deutlich in den vier großen Bereichen Organisati-

on, Kommunikation, Personal und Haushalt, dass 

wir im vergangenen Jahr bereits über 20 Maß-

nahmen umgesetzt haben. Neben den Mehrwer-

ten in Bezug auf den politischen Auftrag haben 

wir versucht, deutlich zu machen, was die Ab-

nehmerinnen und Abnehmer davon haben. 

Sie haben eben zu Recht darauf hingewiesen: Es 

ist immer wichtig, dass die Personen, für die wir 

das Ganze machen, dies auch so erleben. Von 

daher ist aus meiner Sicht in den Bereichen, die 

ich eben genannt habe, immer ein zumindest mit-

telbarer Effekt für die Kitas und Schulen abzule-

sen. Dies ist für mich sehr deutlich. 

Daneben gibt es insbesondere den von Frau Ba-

den dargestellten Bereich Beratung und Unter-

stützung, der inhaltlich so komplex aufgestellt ist - 

Frau Baden hat dargestellt, wie viele Beratungs-

angebote dort einbezogen sind -, dass wir dort 

gesagt haben: Wir konzentrieren uns auf diesen 

Block und schauen nun im nächsten Schritt da-

rauf, was mit welcher Maßnahme konkret umzu-

setzen ist. - Dies werden wir bis zum April vorle-

gen, damit dann die nächsten Schritte eingeleitet 

werden können. Dies bezieht auch wiederum den 

gesamten Geschäftsbereich ein, und das ist von 

daher aus meiner Sicht auch der richtige Weg. 

Wir haben aber nicht einen Negativkatalog auf-

genommen, sondern wir versuchen, die Empfeh-

lungen in eine operative Umsetzbarkeit zu über-

führen und sie dann in den Referaten des Minis-

teriums durch dienstliche Vorgaben umzusetzen. 

Zu dem Video-Clip: Ehrlich gesagt, verstehe ich 

die Kritik vor dem Hintergrund, dass wir den Clip 

ausschließlich für den internen Gebrauch ge-

macht haben, nur in begrenztem Umfang. Zum 

1. Dezember 2020 sollten die Regionalen Lan-

desämter an das MK angedockt werden. Ohne 

Corona hätten wir eine Art von Festakt durchge-

führt. Dies haben wir natürlich nicht machen kön-

nen, und wir haben deshalb, tatsächlich nur für 

diesen Moment, mit dem Clip in humoriger Dar-

stellung deutlich machen wollen: Was ist eigent-

lich der Weg des Veränderungsprozesses? Das 

haben wir als Ersatz für das Intranet, d. h. für die 

Kolleginnen und Kollegen, produziert. Es sind 

keine Kosten entstanden. Wir haben dies mit 

Bordmitteln umgesetzt. Ein talentierter Kollege 

hat es auf dem iPad per Hand gezeichnet. Es war 

also nur für diesen internen Prozess gedacht. Da-

für war es aus meiner Sicht auch gelungen. Die 

Freistellung über das Internet war ein Fehler, den 

wir nun berichtigt haben. 

MD’in Wenzel (MK): Zu der Frage der Kosten: 

Wir hatten insgesamt ein Projektbudget von 

100 000 Euro. Für das Projekt-Controlling von 

KPMG sind Kosten von 53 480,80 Euro entstan-

den. Es gab zusätzlich an KPMG einen Auftrag, 

den Beirat zu begleiten. Dafür sind 15 249,32 Eu-

ro an Kosten entstanden. Es sind 612,65 Euro an 

Tagungskosten für den Beirat entstanden, die wir 

getragen haben. Der Innovationsworkshop, den 
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ich erwähnt habe, hat 1 419,63 Euro gekostet. 

Insgesamt beträgt die Gesamtsumme für die Pro-

jektbegleitung also 70 763 Euro. 

Zu dem Nutzen für die Personalgewinnung: Wir 

haben an dieser Stelle zwischen der Lehrkräfte-

gewinnung zu unterscheiden, die natürlich für die 

Schulen im Vordergrund steht, und der Frage der 

Personalgewinnung in den Behörden und in der 

Verwaltung. Dies ist ein Bereich, der uns intern 

natürlich sehr am Herzen liegt. Frau Hamburg, ich 

gebe Ihnen gerne recht, dass sich der Nutzen der 

Einheitlichkeit des Geschäftsbereichs eher auf 

den Verwaltungssektor auswirken wird. Ich glau-

be, für den Lehrkräftebereich haben wir durch die 

Initiativen, die wir dazu gestartet haben, schon 

eine starke Identifizierung des Landes als Arbeit-

geber erreicht. Diese Identifizierung war tatsäch-

lich im Verwaltungsbereich nicht so stark gege-

ben. 

Wir merken alle, dass wir extreme Probleme ha-

ben - nicht nur regional bedingt, sondern auch an 

solch attraktiven Standorten wie Hannover - Ver-

waltungskräfte, Juristen und auch Pädagogen, zu 

gewinnen. Insofern glauben wir, dass wir durch 

das Zusammenwirken aller Anstrengungen und 

Personalgewinnungsmaßnahmen verschiedene 

Wege nutzen. Wir haben von bestimmten Ideen 

der Personalgewinnung schon ganz praktisch 

profitiert, auch von einem Austausch. Es ist durch 

diese Kommunikation schon dazu gekommen, 

dass man Ideen entwickelt hat, beispielsweise ei-

ne Person erst einmal woanders einzusetzen und 

dann zu übernehmen usw. Das waren Dinge, die 

wir vorher aufgrund des fehlenden Gesamtüber-

blicks noch nicht ausreichend genutzt haben. In-

sofern erhoffen wir uns durch die Transparenz, 

die Kooperation und den Gesamtüberblick einen 

Benefit. 

MR’in Baden (MK): Herr Försterling, Sie hatten 

gefragt, wie die Dezernentinnen und Dezernenten 

entlastet werden. Wir haben in den schulfachli-

chen Dezernaten ja nicht mehr Personal. Das be-

deutet, der vorhandene Personalstamm wird wei-

terhin die vorhandene Anzahl der Schulen ge-

nauso begleiten, wie er das in der Vergangenheit 

auch getan hat. Der Unterschied, weshalb es hof-

fentlich zu einer höheren Erreichbarkeit von 

Schuldezernenten kommt, liegt darin, dass die 

Schuldezernenten jetzt auch vielfach Fachaufga-

ben mit übernehmen, die in den Bereich der Bera-

tung und Unterstützung überführt werden sollen. 

Diese sind nicht originär schulaufsichtliche Auf-

gaben, sondern auch Beratungsaufgaben. Das ist 

ein Weg der Entlastung der Schuldezernenten. 

Die zweite Ebene: Da komme ich auch auf die 

Frage von Frau Hamburg zurück, wie denn nun 

die Anfragen laufen sollen. Sie hatten gesagt: Ei-

nerseits soll eine Anfrage frei sein von der Schul-

aufsicht, und andererseits sollen die Schuldezer-

nenten doch angefragt werden. - Die Empfehlung 

lautet dahin gehend, dass zukünftig beide Wege 

der Anfrage möglich sind. Das bedeutet, wenn 

der Wunsch besteht, eine Beratung frei von 

Schulaufsicht zu erhalten, soll dieses ermöglicht 

werden. 

Ich erinnere mich, dass wir damals bei der Bera-

tung Ihres Antrages über das BuU-Portal gespro-

chen haben. Aktuell ist es so: Wenn eine Bera-

tungsanfrage eingeht, dann bekommt der zustän-

dige Dezernent diese Beratungsanfrage zur 

Kenntnis. Das bedeutet, sie liegt ihm vor. Wenn 

dies zukünftig nicht gewünscht ist, dann ist dieser 

Punkt nicht mehr notwendig. Die Anfrage wird aus 

dem Workflow herausgenommen und kann di-

rekt - so ist die Idee - in die Gruppe der Berate-

rinnen und Berater, die für eine bestimmte Region 

zuständig ist, gegeben werden. 

Sie fragten außerdem, wie die unterschiedlichen 

Beratungsgruppen verzahnt werden sollen. Wie 

wird eine Vernetzung stattfinden? Der Vorschlag 

aus dem Handlungsfeld 3 lautet, dass das Bera-

tungspersonal auf einer regionalen Ebene in sei-

ner Zuständigkeit zusammengezogen wird. Auf 

dieser Ebene soll im Prinzip neben der Vertikal-

struktur, die die Behörden haben, eine horizontale 

Ebene mit Verantwortlichkeiten für Beratungsan-

fragen entstehen. Diese ist dann in der Lage, eine 

Beratungsanfrage mehrdimensional zu betrach-

ten, weil unterschiedliche Professionen beteiligt 

sind. Es ist daran gedacht worden, dies schul-

formübergreifend zu machen, weil die Beratungs-

gruppen, die wir dort haben - zumindest diejeni-

gen, die in den Regionalen Landesämtern veror-

tet sind - ja ihren jeweiligen Dezernaten zugeord-

net sind, also schon noch etwas schulformspezi-

fisch ausgerichtet. Aber sie wirken in ihren Bera-

tungsaufgaben zusammen. Dort ist das Ziel, die 

Beratungsangebote auch schulformenübergrei-

fend zu stärken. 

StS'in Willamowius (MK): Gerade hier war uns 

die Beteiligung des Beirates besonders wichtig. 

Ich glaube, in diese Richtung ging auch die Fra-

ge. Was ist eigentlich der Bedarf an Beratung und 

Unterstützung in Schule? Von daher ist die mehr-
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dimensionale Beratung durch die Teams auch als 

Empfehlung entstanden. Es kommen aber auch 

bildungspolitische Herausforderungen mit hinzu, 

bei denen die Schulen eine kleinteilige Bearbei-

tung und eine kleinteilige Beratung eigentlich im-

mer weniger als ausreichend betrachten. Es gibt 

meistens Themen, die eine Vielzahl von Bera-

tungsthemen berühren. Dort war es bislang so, 

dass eine kleinteiligere und umfangreichere Inan-

spruchnahme von Beratung nötig war. Dies soll 

zukünftig - so die Empfehlung - durch eine An-

sprechpartnerin bzw. einen Ansprechpartner op-

timiert werden. 

Sie hatten das Intranet angesprochen: Dies wür-

den wir sicherlich als isolierte Maßnahme nicht 

voranstellen. Aus unserer Sicht - auch dabei ist 

uns der Beirat hilfreich gewesen - geht es eher 

darum: Wie kommen die Abnehmerinnen und Ab-

nehmer an Informationen? Ist es für sie hilfreich, 

wenn sie schauen müssen, auf welcher Internet-

seite man welche Informationen bekommt? Oder - 

das wäre auch ein Effekt eines gemeinsamen 

Portals -: Ich habe eine Anfrage, und auf diesem 

Portal wird mir unabhängig von der Organisati-

onsform, von der Behörde, sozusagen aus einem 

Guss geholfen. Das ist der Mehrwert, den wir uns 

davon versprechen. 

Abg. Anette Meyer zu Strohen (CDU): Der Be-

reich der frühkindlichen Bildung ist ja nun neu zu 

den Regionalen Landesämtern hinzugekommen. 

Ich glaube, der Standort Hannover ist dort 

schwerpunktmäßig tätig. Was sehen Sie dort als 

Effizienzsteigerung in der Beratung vor? 

Wie ich es vorhin verstanden habe, soll die Bera-

tung nun individueller - also auf eine Schule be-

zogen - stattfinden. Schulleiterinnen und Schullei-

ter können sich also direkt an Sie wenden. Nun 

könnte es ja vorkommen, dass der Dezernent 

nicht gerade beliebt ist, und ein Schulleiter trotz-

dem eine Beratung haben möchte. Das bedeutet, 

dass der Schulleiter sich vertraulich an Sie wen-

den kann, und Sie würden ihn unterstützen - ohne 

dass der zuständige Dezernent davon erfährt. 

Dies wäre für die Schulen ja vertrauensbildend. 

Ich weiß nicht, ob Sie es aus der Evaluation des 

Programms Schule PLUS abgeleitet haben: Dort 

bestand ja immer der Wunsch nach intensiverer 

Beratung und besserer Zusammenarbeit mit den 

Schulträgern. Werden Sie auch die Zusammen-

arbeit mit den Schulträgern - ich weiß nicht, wie 

intensiv diese war - stärken? Dies scheint ja auch 

manchmal nicht ganz einwandfrei zu funktionie-

ren. 

Es gibt ja die Mobilen Teams, und wir haben auch 

die RZIs in Niedersachsen, die gerade personell 

gestärkt worden sind. Bleibt die Stärke so, oder 

besteht letztendlich auch die Möglichkeit, dass 

man irgendwo Personal einspart? Können Sie 

dauerhaft irgendwo etwas einsparen? Das Know-

how liegt ja im Umweltministerium. Kann Personal 

anders eingesetzt werden? Kann man sagen, 

dass man dafür beispielsweise mehr Stellen für 

Sozialarbeiter schafft? 

Arbeiten Sie alle miteinander? Mittlerweile „tum-

meln“ sich ja viele Akteure: die Mobilen Teams, 

die RZIs, die neuen Landesämter. Ist das alles 

gut miteinander verzahnt? 

Abg. Harm Rykena (fraktionslos): Es wurde vor-

hin nach den Effizienzsteigerungen gefragt. Des-

halb möchte ich gerne ganz konkret wissen, wel-

che Doppelstrukturen nun wegfallen. 

Vorher waren Stellen an der Landesschulbehörde 

angesiedelt, die nun am MK angesiedelt sein 

müssten. Um wie viele Stellen, die nun in das Mi-

nisterium übergehen, handelt es sich dabei? 

Auf die Frage von Herrn Försterling wurde vorhin 

geantwortet, dass die Anzahl der Referenten 

nicht steigen würde, aber dass sie nun mehr Be-

ratungstätigkeiten übernehmen könnten. Gleich-

zeitig wurde aber ja genau dieser Spagat zwi-

schen Beratung und Aufsicht erwähnt. Es soll ja 

eigentlich der Aspekt gestärkt werden, dass die 

Aufsicht nicht zu sehr in die Beratung involviert 

wird. Besteht dort nicht ein Widerspruch? 

Zu den Kosten, nach denen Herr Försterling ge-

fragt hat: Es wurde gesagt, die Budgetkosten hät-

ten etwa 100 000 Euro betragen. Als ich eben 

von dem Verfahren gehört habe, was dort alles 

an Sitzungen abgehalten wurde, haben sich mir 

zwei Fragen gestellt. War das mit den 100 000 

Euro denn überhaupt zu machen? Und: Wie viele 

Personen waren insgesamt mit dem Prozess be-

fasst? Dabei geht es mir nicht nur um die Perso-

nen bei der Beratungsgesellschaft, die dafür be-

zahlt werden, sondern auch um die Mitarbeiter in 

den Ministerien, in der ehemaligen Landesschul-

behörde, in den Dezernaten, die das zusätzlich 

zu ihrer anderen Arbeit gemacht haben. Dadurch 

sind ja entweder Überstunden angefallen, oder 

andere Arbeiten sind unterblieben. Können Sie 

beziffern, wie viele Personen insgesamt mit dem 
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Prozess befasst waren? Kann man einschätzen, 

inwiefern das zusätzliche Kosten verursacht hat? 

StS'in Willamowius (MK): Ich möchte gerne mit 

dem Thema frühkindliche Bildung einsteigen, weil 

mir dies besonders wichtig ist. Sie haben es eben 

angesprochen. Dies ist tatsächlich auch gleichzei-

tig ein Beispiel für die Regulierung von Arbeit mit 

unterschiedlichen Schwerpunkten an zwei ver-

schiedenen Stellen. 

Wir haben Folgendes gemacht: Es gab vorher - 

das war ja schon die Veränderung des Landesju-

gendamtes vor vielen Jahren - unterschiedliche 

Fachbereiche. Der Fachbereich 2 ist verantwort-

lich für die Finanzhilfe und auch für Förderpro-

gramme der Kindertagesbetreuung. Dieser Fach-

bereich 2 war vorher schon in der Landesschul-

behörde und jetzt in dem Regionalen Landesamt 

in Hannover. Dort gab es immer wieder relativ 

viele Absprachen zwischen dem Regionalen Lan-

desamt und dem Kultusministerium. Es hat sehr 

klare Vorteile gegeben, die aufgezeigt wurden, 

wenn der Fachbereich 2 des Landesjugendam-

tes, der für den inhaltlichen Teil der Tageseinrich-

tungen und für die Tagespflege für Kinder zu-

ständig ist - dort sind die Fachberatungen der 

frühkindlichen Bildung angesiedelt -, wenn diese 

beiden Themen stärker miteinander verzahnt 

werden. 

Das bedeutet, wir haben hier eine Aufgabe des 

Kultusministeriums verlagert und haben diese 

beiden Punkte, sowohl Tagespflege, inhaltliche 

Arbeit, als auch die Finanzierung entsprechender 

Tätigkeiten, die Förderprogramme, bei denen 

immer wieder auch der Austausch zwischen In-

halt und Finanzierung erforderlich war, früher zwi-

schen Landesschulbehörde und Kultusministeri-

um, jetzt stärker zusammengeführt und in dem 

Regionalen Landesamt in Hannover zu einer ef-

fektiveren Bearbeitung der Anträge gebracht. Von 

daher ist hier aus unserer Sicht eine absolute Ef-

fizienzsteigerung zu erwarten. 

MD’in Wenzel (MK): Frau Hamburg, Sie hatten 

vorhin noch zum Thema Unterrichtsversorgung 

nachgefragt. Im Bereich der Unterrichtsversor-

gung wirkt sich sowohl im allgemeinen bildenden 

als auch im Berufsbildenden Bereich tatsächlich 

das Einsparen einer Entscheidungsebene am 

meisten aus. Ein Postulat des gesamten Prozes-

ses besagt ja: Wie gehen von einem Drei-

Ebenen-System auf ein Zwei-Ebenen-System. - 

Dies wird gerade im Bereich der Unterrichtsver-

sorgung direkt umgesetzt. Das bedeutet, der 

Umweg über eine Stabsstelle - vom MK in die 

Stabsstelle und dann erst in die Landesämter - 

fällt nun weg. Es geht jetzt direkt vom MK in die 

Landesämter. Von daher gibt es gerade in dem 

sehr hektischen Geschäft der Unterrichtsplanung 

und auch im hektischen Einstellungsgeschäft ei-

nen Entscheidungsweg weniger, was sich im Hin-

blick auf das Zeitmanagement sicherlich lohnen 

wird. 

Herr Rykena, es waren 160 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter beteiligt. Wir haben die Frage der Rei-

sekosten und des Caterings auch deshalb nicht 

mehr erhoben, weil sie sich schon kurz nach Be-

ginn des Projektes gar nicht mehr so stellte, wie 

man hätte befürchten können. Aufgrund der 

Corona-Bedingungen gab es fast nur noch online-

Besprechungen. Insofern ist das ein Posten, der 

im gesamten Projekt auch wirtschaftlich absolut 

zu vernachlässigen ist. Es wäre vielleicht anders 

gewesen, das gebe ich zu, wenn wir mehr Prä-

senzveranstaltungen in ganz Niedersachsen hät-

ten machen müssen. Aktuell stellt er sich aber 

einfach nicht, weil wir seit März fast gar nicht 

mehr in Präsenz getagt haben. 

Natürlich bedeutet jedes Projekt zu der Frage, wie 

man Arbeitsabläufe optimieren und wie man Ver-

besserungen angehen kann, zunächst immer 

mehr Arbeit, bis die Maßnahme dann einmal wir-

ken kann. Wir dürfen aber nicht vergessen, dass 

wir auch im Rahmen des Projektes viele inhaltli-

che Themen aufgegriffen haben, die auch in der 

Linie hätten bearbeitet werden müssen und auch 

für die Bearbeitung anstanden. Es gab im Projekt 

eine Fokussierung auf bestimmte Themen, und 

wir haben den Schwung auch für verschiedene 

inhaltliche Themen nutzen können. Wir werden 

derzeit sicherlich keine Bilanz ziehen können, die 

für das Projekt und für sonstige Aufgaben gilt. 

Das geht einfach nicht, weil die Verknüpfung mit 

den inhaltlichen Themen vorhanden ist. Dass dies 

aber eine Mehrarbeit für die am Projekt Mitarbei-

tenden bedeutete, ist uns allen bewusst. Dies hat 

sicherlich für Manchen auch zu einer konkret 

spürbaren Belastung geführt. Das Gefühl des Zu-

sammenarbeitens hat uns bei diesem Prozess 

aber immer wieder motiviert. Eine konkrete Bilanz 

der Überstunden wird aber nicht möglich sein. 

MR’in Baden (MK): Zur Einbindung der Mobilen 

Teams in den Beratungskontext: Die Mobilen 

Teams haben wir auch im Kontext der Inklusion 

betrachtet. Welche Beratungsdimension brauchen 

inklusive Schulen? Zusammen mit den RZIs; 

auch diese sind in die Idee der Regionalität der 
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Beratungsebenen eingebunden. Auch die Mobi-

len Teams haben wir an verschiedenen Stellen in 

Niedersachsen mit unterschiedlichen Zuständig-

keiten. Auch diese gehören in diesen Kontext. 

Wenn in der Beratungsanfrage klar ist, auf was 

sie sich bezieht, und die Mobilen Teams einge-

bunden werden müssen, werden sie angefordert 

und auch mit in den Beratungskontext aufge-

nommen. 

Zu Ihrer Frage, ob eine Schulleitung den Wunsch 

äußern kann, die Beratungsanfrage nicht über 

den Schuldezernenten laufen zu lassen. Genau 

um diese Idee geht es. Eine Schulleitung kann 

nun sagen, dass sie eine vertrauliche Beratung 

benötigt. Dies soll künftig für die Schulleitungen 

ermöglicht werden. 

Sie fragten außerdem danach, ob es nicht ein 

Widerspruch bei den Dezernenten sei, auf der ei-

nen Seite zu beraten und auf der anderen Seite 

Schulaufsicht zu machen. Aktuell sind die Dezer-

nenten neben ihrer aufsichtlichen Tätigkeit für ihre 

Schulen auch für Fachaufgaben zuständig. Bei 

den Fachaufgaben ließen sich Aufgaben identifi-

zieren, die Beratungsaufgaben und nicht in erster 

Linie schulaufsichtliche Aufgaben sind. Diese 

schulaufsichtlichen Aufgaben sollen aus den Ar-

beitsplätzen herausgenommen werden und in die 

Beratungsinstanzen übergehen. So ist der Vor-

schlag. Die Dezernentinnen und Dezernenten 

müssen dann auch nicht zwingend angefragt 

werden, sondern die Anfrage kann auch woan-

ders hingehen. 

Wenn Dezernenten zukünftig Schulen beraten: 

Wenn ich darüber spreche, meine ich eine schul-

aufsichtliche Beratung. Dies erforderte auch im 

Projekt einen langen Kommunikationsprozess in-

nerhalb des gesamten Geschäftsbereiches. Es 

musste geklärt werden: Wenn wir über Beratung 

sprechen, denken wir dort immer alles mit. Wir 

haben zwischen der schulaufsichtlichen Beratung 

und der nicht schulaufsichtlichen Beratung unter-

schieden. Die schulaufsichtliche Beratung wird 

weiterhin von den Dezernenten durchgeführt. Sie 

werden weiterhin ihre Schulaufsicht in einer bera-

tenden Haltung ausführen. 

Abg. Harm Rykena (fraktionslos): Ich hatte noch 

gefragt, ob es Einsparungen bei Doppelstrukturen 

gegeben hat und wie viele Stellen von der Lande-

schulbehörde an das MK „gewandert“ sind. 

MR Wächter (MK): Wir haben uns in Lüneburg 

insbesondere die zentrale Abteilung und die 

Stabsstelle Steuerung angesehen. Das sind die 

Bereiche, die für das Ministerium hinsichtlich ei-

ner Verbesserung der Steuerung des Geschäfts-

bereiches relevant waren. Das waren rund 50 

Stellen. Wir haben im Rahmen des Projektes 

festgestellt, dass etwa 50 % dieser Bediensteten 

operatives Geschäft wahrnehmen, dass man das, 

was man zentral vorhält, auch zukünftig zentral 

vorhalten kann, sodass uns nur noch rund 25 

Stellen in Lüneburg interessiert haben, die die 

zentrale Steuerung wahrgenommen haben. Wir 

haben dann teilweise noch einmal abgeschichtet 

und vor Ort Aufgaben ausgemacht, die man in 

Lüneburg weiter verwalten kann. Das Referat S, 

das jetzt zur Steuerung im MK entstanden ist, hat 

momentan sieben zusätzliche Stellen. 

StS'in Willamowius (MK): Ihre Frage könnte 

auch darauf abgezielt haben, dass man eine Ba-

lance braucht. Am Anfang haben wir natürlich ge-

sagt: Das Projekt hat mehrere Rahmenbedingun-

gen. Eine ist, dass es Vorschläge haushaltsneut-

ral zu entwickeln hat. - Das ist in dem Projekt im-

mer wieder erforderlich gewesen. Zum anderen, 

das habe ich hier im vergangenen Jahr auch so 

vorgestellt: Bei der Frage der Personalverteilung 

haben wir sozialverträgliche Lösungen ange-

strebt. Dies ist in vielen Teilen schon gelungen, 

und es wird auch noch weiter gelingen müssen. 

Es waren Personalüberhänge durch Konzentrati-

on entstanden. Wir haben eine neue zentrale An-

erkennungsstelle eingerichtet. Diese Aufgabe gab 

es vorher in dieser Art und Weise nicht. Dann gab 

es die große Herausforderung, aus diesen ent-

sprechenden Personalbeständen diese neue 

Aufgabe zu gewährleisten. Es handelt sich also 

immer um ein Geben und Nehmen. Wir haben 

dort, wohin wir Aufgaben verlagert haben, auch 

sehr deutlich gemacht: Die freiwerdenden Stellen 

werden dann für diese neuen Aufgaben einge-

setzt. 

Nur so war es uns möglich - das ist mir auch wei-

terhin wichtig -, dass wir Versetzungen von Per-

sonal, beispielsweise aus Lüneburg an das MK, 

mit seinem Einverständnis vollziehen, und dass 

wir keine Mitarbeiterin und keinen Mitarbeiter ge-

gen ihren/seinen Willen umsetzen. Das System 

ist groß genug, um hier entsprechende Synergien 

zu ermöglichen und aus dem Personalbestand - 

bei dieser Vorgabe lasse ich auch nicht locker - 

die Effizienz mit dem vorhandenen Personal zu 

steigern. 
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Abg. Harm Rykena (fraktionslos): Waren es dann 

im Endeffekt sieben Stellen, die von Lüneburg 

nach Hannover gewechselt sind? 

MD’in Wenzel (MK): Die Stellen im Bereich der 

Unterrichtsversorgung, die ich eben schon er-

wähnt habe, kommen hinzu. Dadurch, dass wir 

die Stabsstelle aufgelöst haben, und die Unter-

richtsversorgung jetzt direkt im MK gesteuert wird, 

ist auch in diesen Bereichen jeweils eine Person 

von der damaligen Landeschulbehörde in das MK 

gekommen - eine in die Abteilung 4 und eine in 

die Abteilung 3. Wir haben also nicht nur syste-

misch gucken müssen, sondern auch themen-

spezifisch versucht, das Personal an den Stellen 

entsprechend einzusetzen. Es geht an dieser 

Stelle nicht nur in die Richtung des Referates S. 

* 

Der Ausschuss kam überein, sich in einer seiner 

kommenden Sitzungen erneut zu dem Thema un-

terrichten zu lassen. Als Termin wurde der 7. Mai 

2021 in Aussicht genommen. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

Unterrichtung der Landesregierung zum aktu-

ellen Stand bezüglich der Corona-Pandemie in 

Schulen und Kindertagesstätten 

 

Unterrichtung 

RD Dr. Behrens (MK), Herr Castens (MK), LMR 

Stein (MK), MR Nolte (MK) und GSD Stöber 

(MK) unterrichteten den Ausschuss über den ak-

tuellen Stand bezüglich der Corona-Pandemie in 

niedersächsischen Schulen und Kindertagesstät-

ten, wie er sich zum Zeitpunkt der Unterrichtung 

darstellte. 

Sodann beantworteten sie Rückfragen aus den 

Reihen der Ausschussmitglieder. 

Abschließend bat der Ausschuss die Landesre-

gierung um entsprechende schriftliche Unterrich-

tungen zur aktuellen Corona-Lage für die beiden 

kommenden Sitzungen am 5. und 12. Februar. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 3: 

Digitalpakt Tagesbildungsstätten 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/7394 

direkt überwiesen am 10.09.2020 

KultA 

zuletzt beraten in der 48. Sitzung am 

4. Dezember 2020 

Der Ausschuss setzte diesen Punkt aus Zeit-

gründen von der Tagesordnung ab. 

Als neuer Beratungstermin wurde der 26. Februar 

2021 in Aussicht genommen. 

Die Landesregierung wurde um eine schriftliche 

Unterrichtung vorab zu den vorgesehenen Punk-

ten gebeten. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07394.pdf
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Tagesordnungspunkt 4: 

a) Sozialindikatorensystem für niedersächsi-

sche Schulen einführen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/1386 

b) Schulen mit schwierigen Rahmenbedin-

gungen stärker unterstützen - Ressourcen 

bedarfsgerechter zuteilen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/1393 

Zu a) erste Beratung: 22. Plenarsitzung am 

23.08.2018) 

KultA 

Zu b) erste Beratung: 22. Plenarsitzung am 

23.08.2018) 

federführend: KultA;  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 

i. V. m. § 39 Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

 

Der Ausschuss setzte diesen Punkt aus Zeit-

gründen von der Tagesordnung ab. 

Als neuer Beratungstermin wurde der 26. Februar 

2021 in Aussicht genommen. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01386.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01393.pdf
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Tagesordnungspunkt 5: 

Waldkindergärten flexible Angebote ermögli-

chen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/4861 

direkt überwiesen am 18.10.2019 

KultA 

 

Der Ausschuss setzte diesen Punkt aus Zeit-

gründen von der Tagesordnung ab. 

Als neuer Beratungstermin wurde der 26. Februar 

2021 in Aussicht genommen. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04501-05000/18-04861.pdf
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Tagesordnungspunkt 6: 

a) Schulen und Kitas in Corona-Zeiten pan-

demiefest und gerecht aufstellen: Infekti-

onsschutz ernst nehmen, Digitalisierung 

vorantreiben, sozialen Härten begegnen, 

Planungssicherheit schaffen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/7055 

b) Kitas und Schulen besser schützen - ein 

Winterplan gegen das Coronavirus 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/7547 

c) Infektionsschutz in Schülerverkehren kon-

sequent groß schreiben 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/7822 

d) Inzidenzwerte für Szenarien B und C fest-

legen, planbares Agieren in der Corona-

Krise voranbringen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/7826 

Zu a) direkt überwiesen am 20.07.2020 

federführend: KultA;  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 

i. V. m. § 39 Abs. 2 Satz 2 GO LT: AfHuF 

Zu b) erste Beratung: 86. Plenarsitzung am 

07.10.2020 

federführend: KultA;  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 

i. V. m. § 39 Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

Zu c) und d) erste Beratung: 89. Plenarsitzung am 

10.11.2020 

KultA 

 

Beschluss 

Der Ausschuss schloss die Beratung zu den An-

trägen der Fraktion der Grünen ab und fasste so-

dann folgende Beschlüsse: 

zu a) 

Der Ausschuss empfahl dem Plenum des Land-

tages, den Antrag abzulehnen. 

Zustimmung:  SPD, CDU 

Ablehnung:  GRÜNE 

Enthaltung:  FDP 

Die Beschlussempfehlung erging vorbehaltlich 

der Zustimmung durch den mitberatenden Aus-

schuss für Haushalt und Finanzen. 

 

zu b) 

Der Ausschuss empfahl dem Plenum des Land-

tages, den Antrag abzulehnen. 

Zustimmung:  SPD, CDU 

Ablehnung:  GRÜNE 

Enthaltung:  FDP 

Die Beschlussempfehlung erging vorbehaltlich 

der Zustimmung durch den mitberatenden Aus-

schuss für Haushalt und Finanzen. 

 

zu c) 

Der Ausschuss empfahl dem Plenum des Land-

tages, den Antrag abzulehnen. 

Zustimmung:  SPD, CDU 

Ablehnung:  GRÜNE 

Enthaltung:  FDP 

 

zu d) 

Der Ausschuss empfahl dem Plenum des Land-

tages, den Antrag abzulehnen. 

Zustimmung:  SPD, CDU 

Ablehnung:  GRÜNE 

Enthaltung:  FDP 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07055.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07547.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07822.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07826.pdf



